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Bremen, 9. März 2016 
 

PRESSEMITTEILUNG 
 
Gesamtpersonalrat: Ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung 
 
„Ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung“ ist der Senatsbeschluss zur Aufstellung der 
bremischen Haushalte aus Sicht des Gesamtpersonalrats (GPR). „Tausende von Menschen suchen 
in Bremen Zuflucht vor Krieg und Gewalt. Es ist gut, dass der Senat die Herausforderungen 
entschlossen angeht, die sich für Bremen insgesamt und besonders für den öffentlichen Dienst 
daraus ergeben“, meint die GPR-Vorsitzende Doris Hülsmeier. 

Aus Sicht der Personalvertretung ist es zwar durchaus fraglich, ob die jetzt vorgesehenen 
zusätzlichen Mittel den Bedarfen gerecht werden, zumal der bremische öffentliche Dienst schon 
zuvor personell wie finanziell unterausgestattet gewesen sei. Vordringlich sei aber eine schnelle 
Umsetzung der Programme.  

Die gesonderte Darstellung der zusätzlichen Ausgaben, die im Zusammenhang mit der 
Unterbringung und Versorgung der geflüchteten Menschen anfallen, hält Doris Hülsmeier für ein 
schlüssiges Vorgehen, um mit dem Bund über ein Abweichen vom vereinbarten Sanierungspfad und 
über ein stärkeres finanzielles Engagement des Bundes ins Gespräch zu kommen. „Es steht außer 
Zweifel, dass wir die derzeitige Situation nicht mit unbeirrtem Festhalten an einer vor Jahren 
vereinbarten langfristigen Planung bewältigen können.“ Gänzlich abwegig sei es, dies als 
verfassungswidrig zu diffamieren. „Im Grundgesetz steht nicht nur die Schuldenbremse, sondern 
auch die Menschenwürde, das Sozialstaatsprinzip und das Rechtsstaatsprinzip.“ 

 

 


